
klasse statt  
masse!
 
Nutztierhaltung  
neu denken 
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Die industrielle Tierhaltung hat in Sachsen-
Anhalt mit Anlagen von 50.000 Schweinen, 
500.000 Hähnchen und 200.000 Legehennen 
eine enorme Dimension erreicht. 

 
Die Landtagsfraktion von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
tritt ein für mehr Tierschutz, Umweltschutz und  
Gesundheitsschutz und fordert:

Jeden Tag Fleisch – 
muss das sein?
 
Fleisch und unsere Gesundheit

Jeder Mensch in Deutschland verzehrt durchschnittlich 
1,15 Kilogramm Fleisch pro Woche. Die Deutsche Ge-
sellschaft für Ernährung (DGE) empfiehlt allerdings einen 
Fleischkonsum von 300-600 Gramm pro Woche. Der 
traditionelle Sonntagsbraten würde dieser Empfehlung 
gerecht werden.

Unsere Forderungen:

•	Tierhaltung muss sich am Tierwohl, am  
Menschen und an Umwelt- und Klimaschutz 
ausrichten

•	Ökologische und tiergerechte Landwirtschaft 
muss auskömmliche und anständige Erzeugerprei-
se bieten. Damit wird der ländliche Raum gestärkt.

Klasse statt Masse – 
KEINE Überproduktion
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Zu viele Kalorien, Fette, Proteine, isolierte Kohlenhydrate, 
dafür zu wenig Ballaststoffe und sekundäre Pflanzenstof-
fe kennzeichnen unsere Ernährung. Die Entstehung vieler 
Zivilisationskrankheiten ist direkt oder indirekt von der 
Ernährung abhängig. In Deutschland sind 30 Prozent der 
Krankheitskosten auf ernährungsmittelbedingte Krank-
heiten zurückzuführen, das entspricht jährlichen Ausga-
ben von etwa 70 Milliarden Euro (Bundesministerium für 
Ernährung und Landwirtschaft, 2007). 

In diversen Studien wurde nachgewiesen, dass die 
Häufigkeit von Herz-Kreislauferkrankungen bei einem 
niedrigeren Fleischkonsum geringer ist. Das ist insbeson-
dere für Sachsen-Anhalt relevant. So zeigt das Statisti-
sche Landesamt durch eine im März 2012 veröffentlichte 
Studie, dass Sachsen-Anhalt den höchsten Anteil an 
Menschen mit Übergewicht oder Adipositas hat. Zwei 
Drittel der männlichen Bevölkerung und die Hälfte der 
weiblichen Bevölkerung sind übergewichtig. Gleichzeitig 
wird in Sachsen-Anhalt nach Thüringen und Sachsen das 
meiste Fleisch gegessen (Fleischatlas, 2013).

 
Fleisch und unsere Umwelt

Die Reduzierung des Fleischkonsums ist ein aktiver 
Beitrag zum Klima-, Umwelt- und Tierschutz. Die 
Tierhaltung ist ein wesentlicher Faktor der weltweiten 
Treibhausgasemissionen. Die Food and Agriculture Orga-
nization (FAO) der UN geht davon aus, dass 18 Prozent 
der Treibhausgasemissionen auf die „Fleischproduktion“ 
zurückgehen. Das ist mehr als durch den weltweiten 
Verkehr emittiert wird.

Insbesondere die industrielle Tierhaltung hat negative 
Auswirkungen auf die Umwelt durch 
Tiertransporte, Geruchsbelästigungen, 
Ammoniak-, Staub- und 
Bioaerosolemissionen sowie die Erhöhung 
von Nitratwerten im Grundwasser. 



Zudem werden in der industriellen Tierhaltung vermehrt 
Antibiotika eingesetzt – mehr als doppelt so viel wie in 
der Humanmedizin. Das hat dramatische Auswirkungen 
auf die menschliche Gesundheit.  

Bei einer geringeren Fleischproduktion können Bestands-
größen und Besatzdichten verringert werden, sodass sich 
Krankheiten unter den Tieren nicht so schnell ausbreiten 
können. Durch tierschutzgerechte Haltungsbedingungen 
mit längerer Mastdauer, Einstreu, Auslauf, Frischluft und 
Beschäftigungsmöglichkeiten kann die Gesunderhaltung 
der Tiere gewährleistet werden.

Globale Auswirkungen unseres Fleischkonsums

Der Fleischkonsum in den westlichen Industriestaaten 
ist ein Grund für den massiven Verlust an Ackerböden in 
sogenannten Entwicklungsländern, da ein großer Teil der 
Ernten als Futtermittel zum Einsatz kommt. Der Welt-ag-
rarrat schätzt, dass die Nutztierhaltung heute 70 Prozent 
der gesamten landwirtschaftlichen Nutzfläche ausmacht. 
In Deutschland wird die Hälfte der Ackerflächen für die 
Futtermittelerzeugung gebraucht. Da dies nicht ausreicht, 
werden Flächen im Ausland „eingekauft“. Allein für die 
deutsche Tierproduktion werden in Lateinamerika auf 
etwa drei Millionen Hektar Soja angebaut (Fleischatlas, 
2013). 
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Die Nutztierhaltung verursacht darüber hinaus einen 
immensen Wasserverbrauch. 5.000 Liter Wasser werden 
für ein Kilogramm Schweinfleisch benötigt. Entsprechend 
verbraucht die Landwirtschaft 70 Prozent des weltweit 
verfügbaren Süßwassers (Haushalte 10 Prozent, Industrie 
20 Prozent). Angesichts dieser Daten ist ein Fleischkon-
sum von 1,15 kg pro Woche in ökologischer Hinsicht 
nicht für alle Menschen möglich. Bisher gehören die 
Deutschen mit einem Konsum von heutzutage 60 kg 
Fleisch pro Jahr weltweit zu den eifrigsten Fleischessern. 
In den vergangenen 50 Jahren hat sich dieser Konsum 
vervierfacht. Daher müssen wir mit gutem Beispiel voran 
gehen und unseren Fleischkonsum auf ein nachhaltiges 
Niveau absenken.

Unsere Forderungen:

•	 Eine Landesinitiative „Gesunde Ernährung“ soll 
über gesunde und nachhaltige Ernährung informie-
ren. Informationen zur gesunden und auch fleischfrei-
en Ernährung sollen bereitgestellt werden.

•	 Unterstützung lokaler Initiativen und das Werben 
bei Unternehmen und Kantinenbetreibern für die 
Einführung eines wöchentlichen Tages der gesunden 
Ernährung ohne Fleisch und mit Lebensmitteln aus 
der Region. 



GEMEINDEN können 
Tierfabriken 
verhindern!
 
Seit April 2013 gibt es eine neue gesetzliche Regelung: 
Nach § 35 Abs. 1 Nr. 4 Baugesetzbuch (BauGB) ist die 
Privilegierung von Tierhaltungsanlagen im Außenbereich 
abgeschafft, wenn sie als gewerblich eingestuft werden 
und eine Genehmigung nach dem Bundesimmissions-
schutzgesetz (BImSchG) erforderlich ist. Mit dieser neuen 
Regelung ist für die Genehmigung ein Bebauungsplan 
(B-Plan = verbindlicher Bauleitplan) erforderlich. Über 
einen B-Plan können nur die Stadt- bzw. Gemeinderäte 
entscheiden. Stellt eine Gemeinde keinen entsprechen-
den B-Plan auf, kann die gewerbliche Anlage vom Lan-
desverwaltungsamt nicht genehmigt werden. Von diesem 
neuen Recht können betroffene Gemeinden Gebrauch 
machen, indem sie durch bloßes Verzichten auf die Auf-
stellung eines B-Planes die Errichtung von Tierfabriken 
verhindern.    

Gewerblich sind Anlagen, die nach § 201 BauGB keine 
ausreichende Futtermittelgrundlage von ihren eigenen 
Flächen (Eigentum oder Pachtverträge) haben. Sie sind 
nicht in der Lage mehr als 50 Prozent des Futters selber 
zu produzieren. 
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Dagegen gelten Anlagen als landwirtschaftlich, wenn sie 
mehr als 50 Prozent des Futters auf der eigenen Betriebs-
fläche anbauen könnten – nicht müssen. Sie müssen die 
Flächen nur nachweisen, können aber dennoch impor-
tiertes Futter verwenden. Genau das wollen BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN ändern.

Landwirtschaftliche Anlagen können zurzeit nur durch 
einen sogenannten sachlichen Teilflächennutzungsplan 
verhindert werden. Doch diese Form der Steuerung ist 
inakzeptabel, weil der von der Gemeinde zu zahlende 
Plan teuer ist und zwei alternative Standorte für eine 
Tierhaltungsanlage benannt werden müssen. 

Unsere Forderung:

•	 Die Privilegierung von Nutztierhaltungsanlagen 
im Außenbereich fällt künftig für alle Anlagen weg, 
die nach dem BImSchG genehmigungspflichtig sind. 
Damit entfällt die Unterscheidung zwischen „gewerb-
lich“ und „landwirtschaftlich“.  Für eine entspre-
chende Novellierung des BauGB setzen wir uns auf 
Bundesebene ein. Damit können Gemeinden künftig 
selber entscheiden, ob sie eine solche Tierfabrik ha-
ben wollen oder nicht.  



Tiertransporte?
NEIN DANKE!
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Der Schutz des Mitgeschöpfes Tier hat für unsere Gesell-
schaft einen hohen Stellenwert. Tierschutz ist seit 2002 
als Staatsziel im Grundgesetz verankert. Menschen gehen 
für den Tierschutz auf die Straße. Dennoch stiegen die 
Transporte von Schweinen zwischen 2005 und 2009 in 
der EU um 70 Prozent. Mehr als 50 Prozent der Tier-
transporte gehen nach Deutschland – die Tiere werden 
hier geschlachtet und danach wieder exportiert. Das 
so durch die Tiertransporte erzeugte Leid könnte leicht 
vermieden werden. 

Durch die Tiertransporte werden zudem unnötige CO²-
Emissionen erzeugt. Sachsen-Anhalt mit Schlachthöfen 
u.a. in Möckern (Schlachtung von täglich 160.000 Hähn-
chen) und Weißenfels (Schlachtung von täglich 15.000 
Schweinen) ist Teil dieses Systems. 

Tiere werden in der industriellen Tierhaltung als Pro-
duktionsfaktor angesehen. Stallanlagen werden immer 
größer, immer mehr Tiere sind dort eingepfercht. Die 
Tiere werden auf Leistung gezüchtet. Als Folge werden 
die Tiere krank: Fruchtbarkeitsstörungen und Lahmheiten 
bei Sauen, Gelenkerkrankungen bei Mastschweinen und 
Masthähnchen oder -pu-
ten. Die Brustmuskulatur 
von Hähnchen und Puten 
ist so gezüchtet worden, 
dass sie nicht mehr normal 
laufen können. Das sind 
nur Beispiele. Die Folgen: 
der Medikamentenein-
satz erhöht sich und die 
Ansprüche an das Futter steigen.

 

Unnötige Tiertrans-
porte und Qualzuchten 
beenden – stattdessen 
mehr Tierschutz
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Die ‚Tierwohl-Initiative‘ von Landwirtschaft, Fleisch-
wirtschaft und Lebensmitteleinzelhandel verfehlt aus 
Sicht von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN das Tierwohl-Ziel. 
Die Initiative beruht auf Freiwilligkeit und schafft keine 
Transparenz, da eine Kennzeichnung der Lebensmittel 
bislang fehlt. Verbraucherinnen und Verbraucher können 
so an der Ladentheke nicht wissen, ob  bei den Betrieben 
eine Verbesserung bei den Haltungsbedingungen erreicht 
wurde. Qualzuchten und unnötige Tiertransporte werden 
so weiter verschleiert. 

Unsere Forderungen:

•	 Ein Klagerecht für anerkannte Tierschutzverbände 
einführen, um das Staatsziel Tierschutz durchzuset-
zen.

•	 Eine Tierwohl-Initiative, die das Tierwohl im Blick 
hat und nicht das Wohl des Tierhalters.

•	 Ein Tierschutzplan ähnlich wie in Niedersachsen 
mit Einzelzielen und Fristen, der eine schrittweise 
Verbesserung der Tierhaltung erreicht, indem verbes-
serte Haltungsbedingungen erprobt und in der Praxis 
umgesetzt werden.



Schnauze voll von 
Antibiotika
 
Das System der industriellen Tierhaltung ist auf den 
permanenten Einsatz von Antibiotika angewiesen. Der 
Einsatz von Antibiotika in der Veterinärmedizin erfolgt 
doppelt so häufig wie in der Humanmedizin. Durch diese 
breite Vergabe steigt das Risiko von Mutationen der 
Bakterien. Die Bakterien werden widerstandsfähig gegen 
Medikamente und bilden Resistenzen.

Die Zahl der Resistenzkeime, die gegen eine Vielzahl von 
antibiotischen Wirkstoffen resistent (mulitresistente Kei-
me) sind, steigt ebenfalls. Die dadurch eingeschränkten 
Therapiemöglichkeiten in der Humanmedizin werden zu 
einer ernstzunehmenden Gefährdung für die menschliche 
Gesundheit. Schon jetzt sterben jährlich ca. 15.000 Men-
schen in Deutschland, weil sie nicht erfolgreich behandelt 
werden können.

Dass der massenhafte Einsatz von Antibiotika strenger 
reglementiert und drastisch reduziert werden muss, ist 
mehr als deutlich. 
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Das Arzneimittelgesetz wurde novelliert und mit dem 
01.04.2014 werden die Änderungen wirksam. Die 
Novelle setzt auf eine bundesweite zentrale und betriebs-
genaue Erfassung von Antibiotikagaben und Vergleich-
barkeit zwischen den Betrieben gleichen Betriebstyps. 
Durch die Orientierung an den besten Betrieben werden 
TierhalterInnen, TierärztInnen und Überwachungsbehör-
den wirksame Reduzierungsmaßnahmen einleiten müs-
sen. Viele Forderungen von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sind auf Drängen der grün-beteiligten Landesregierungen 
bereits umgesetzt worden. 

Ein wesentlicher Erfolg ist, dass der Antibiotika-Ver-
brauch auch in Sachsen-Anhalt künftig in einer Daten-
bank erfasst wird und so nachprüfbar wird. Dennoch 
sehen wir noch erhebliche Defizite.

Unsere Forderungen:

•	 Tierhaltung grundsätzlich umstellen auf artgerechte 
Haltungsbedingungen, welche die Tiergesundheit 
verbessern. Gesündere Tiere brauchen weniger Anti-
biotika: 

	 - Mehr Platz, Auslauf und Frischluft, 
	 - Bestandgrößen und Bestandsdichten reduzieren, 
	 - Mastdauer verlängern.

•	 Separate Krankenställe zur gezielten Behandlung 
kranker Tiere, damit Antibiotika gezielt und nicht 
vorsorglich eingesetzt werden.

•	 Mengenrabattierungen auf Antibiotika verbieten, 
damit kein Anreiz besteht, mehr Antibiotika als not-
wendig zu kaufen und zu verabreichen.

•	 Erweiterung der bundesweiten Antibiotikaerfassung 
auf alle Tier- und Nutzungsarten – zur Zeit fehlen: 
Enten, Gänse, Aufzuchtbereiche für Rinder und 
Schweine (Muttertiere sowie Kälber und Saugferkel) 
und Fische.
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Umweltauswirkungen 
durch Emissionen
  
Ammoniak/Geruch

Ammoniak ist ein Luftschadstoff. 96 Prozent der Am-
moniakemissionen kommen aus der Landwirtschaft. Die 
Emissionen entstehen meist im Stall.

Abbildung 1: Ammoniakemissionen aus der Landwirtschaft

Der typische, süßliche Geruch von Ammoniak ist oft 
Anlass für Beschwerden der Bevölkerung in der Nähe 
von Tierfabriken. Wertverlust privater Immobilien ist eine 
direkt spürbare Folge von Ammoniak- und anderen Ge-
ruchsemissionen. Langfristig schädigt Ammoniak Land- 
und Wasserökosysteme. 

Böden versauern und sind nicht mehr leistungsfähig. In 
Gewässern führt das Überangebot von Nährstoffen (Am-
moniak) dazu, dass Gewässer verlanden. Lebensräume 
für Arten gehen verloren. Die Erhaltung der Artenvielfalt 
ist in Gefahr. Die hohe Nitratkonzentration im Grund-
wasser stellt zudem eine Gefahr für unser Trinkwasser 
dar. Darüber hinaus können verlandende Gewässer bei 
Starkregenereignissen die Wassermassen nicht mehr ab-
führen und es kommt zu Vernässungen. In Deutschland 
dürfen pro Jahr maximal 550.000 Tonnen Ammoniak in 
die Luft emittiert werden. Dieser Grenzwert wird derzeit 
nicht eingehalten.
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Bioaerosole/Staub

Bioaerosole sind Bestandteil von Staub, der durch jede 
Form von Tierhaltung entsteht. Allein die Dosis, sprich 
die Größe der Tierfabrik, macht den Staub zu einem 
potenziellen Krankheitsauslöser. Bioaerosole wie Pilze, 
Bakterien, Viren sowie Stoffwechselprodukte und Zell-
wandbestandteile werden unter anderem mit der Abluft 
von Viehställen freigesetzt.  

Bioaerosole können Krankheiten verursachen. In der 
Arbeitsmedizin spricht man auch von der Farmer- oder 
Vogelzüchterlunge. Erhöhte Vorkommen von Asthma 
bei Kindern von Allergikern geben einen Hinweis darauf, 
dass Bioaerosole auch auf die direkten Nachbarn industri-
eller Tierhaltungsanlagen gesundheitliche Auswirkungen 
haben. Das Risiko von Allergien und Krankheiten bei 
familiärer Vorbelastung wird offenbar deutlich erhöht.

In der Stallluft von Hähnchenmastanlagen wurden ext-
rem hohe Konzentrationen von Bioaerosolen, Biotoxinen 
und Keimen gemessen. Die können in einem Umkreis 
von bis zu 500 Metern verbreitet werden. 

Unsere Forderung:

•	 Bei allen großen Tierhaltungsanlagen (genehmi-
gungspflichtig nach dem Bundesimmissionsschutz-
gesetz) sollen Filteranlagen verpflichtend eingebaut 
werden. Filteranlagen können einen Großteil der 
Ammoniakemissionen und Bioaerosole zurückhalten. 
Bislang verfügt nur etwa 1 Prozent aller Tierhaltungs-
anlagen in Deutschland über Filteranlagen. Dort zei-
gen sie große Wirkung. Geruchsemissionen und die 
Konzentration von Bioaerosolen in der unmittelbaren 
Umgebung sind deutlich niedriger als in der Nähe von 
anderen Tierhaltungsanlagen. Diese positive Wirkung 
für die Menschen, die in der Nähe von Tierhaltungs-
anlagen wohnen, könnte die Landesregierung durch 
einen Erlass sehr einfach erzielen.
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Umweltauswirkungen 
durch Gülle 
 
Die Ausbringung von Gülle wird in der EU durch die 
Nitratrichtlinie geregelt. Das Düngegesetz und die 
Düngeverordnung setzen die Nitratrichtlinie der EU in 
Deutschland um. In der Düngeverordnung sind die Maß-
nahmen definiert, die bei erhöhten Nitratkonzentratio-
nen im Grundwasser, im Boden und Oberflächenwasser 
vorzusehen sind. Nach der Düngeverordnung muss der 
Bedarf für den Einsatz von Dünger berechnet werden 
und ein Gleichgewicht zwischen dem voraussichtlichem 
Nährstoffbedarf und Nährstoffversorgung angestrebt 
werden.

Die Ausbringung von Gülle muss deshalb begrenzt wer-
den, weil

• die Gewässer zerstört werden,

• die Böden versauern und die Erträge sinken,

• die Artenvielfalt gefährdet wird und

• die Gesundheit der Bevölkerung gefährdet wird.

 
Nitrat im Grundwasser

Hauptverursacher der hohen Nitratbelastung im Grund-
wasser ist die starke Konzentration von Viehbeständen. 
Diese Konzentration führt immer wieder zu einem 
Ungleichgewicht zwischen Gülleerzeugung und der 
Fläche, auf die Gülle verbracht werden kann. Durch die 
hohe Gülleproduktion in Regionen mit hoher Viehdichte 
entsteht ein Überschuss an Nährstoffen. In erster Linie 
handelt es sich um einen Überschuss an Stickstoff, der zu 
Nitrat umgewandelt wird. Die hohe Belastung mit Nitrat 
führt zu einer Verunreinigung des Grundwassers und hat 
damit insbesondere Folgen für die Qualität des Trinkwas-
sers. Nitrat im Trinkwasser kann zu Gesundheitsschäden 
führen, da es im Körper zu Nitrit umgewandelt wird und 
den Sauerstofftransport im Blut einschränkt. Besonders 
schwerwiegend sind dabei die Folgen für Säuglinge, bei 
denen Nitrat zu Blausucht führen kann. Des Weiteren 



wird vermutet, dass Nitrit beim Menschen krebserregend 
ist. Bei Tieren ist dies bereits nachgewiesen.

Deutschland weist in der EU neben Malta die höchs-
ten Nitratkonzentrationen im Grundwasser auf (EU-
Kommission zur Umsetzung der Nitratrichtlinie, 2013). 
50 Prozent der Grundwassermessstationen weisen eine 
Nitratkonzentration von mehr als 50 mg/L auf. Im Ver-
gleich dazu haben Dänemark oder die Niederlande mit 
vergleichbaren Viehdichten weniger Probleme mit der 
Grundwasserqualität.

Unsere Forderungen:

•	 Anbau von Futtermitteln für Tiere nur auf Flä-
chen, die dem Tierhaltungsbetrieb gehören. Dadurch 
kommt nur die Gülle auf die Flächen, die tatsächlich 
als Nährstoff gebraucht wird und das Grundwasser 
wird nicht übermäßig belastet.

•	 Ein Kataster, in dem die Transporte sowie Im- und 
Exporte von Wirtschaftsdünger je Tierhaltungsbetrieb 
nachverfolgt werden können.

•	 Einhaltung der Düngeverordnung und schärfere 
Kontrollen.

•	 Mais als Biomasse für Biogasanlagen auf maximal 
10 Prozent begrenzen. Mais benötigt viel Dünger 
(Stickstoff) und nimmt dabei kaum Stickstoff auf. Das 
erhöht das Risiko hoher Nitratkonzentrationen im 
Grundwasser.



Futtermittel –  
nicht nur eine Frage 
der ERNÄHRUNG 
 
Eiweißpflanzen heißen Leguminosen, das sind Erbsen, 
Ackerbohnen, Lupinen, Luzerne oder Klee. Sie sind 
wichtiger Bestandteil einer gesunden Ernährung für 
Nutztiere, aber sie werden in immer geringerem Maße 
in Europa und in Sachsen-Anhalt angebaut. Der Anbau 
in Sachsen-Anhalt ist seit 2002 um mehr als 50 Prozent 
zurückgegangen.

Landwirt-
schaftli-
che Nutz-
fläche**

Legumi-
nosen*

Leguminosen-
Anteil

an landwirt-
schaftliche
Nutzfläche*

2002 1.194.000 ha 46.656 ha 4 %

2011 1.213.100 ha 22.200 ha 1,9 %

*Quelle: Kleine Anfrage von Dorothea Frederking, BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN (Drs. 6/778) 

**Landesamt für Statistik Sachsen-Anhalt

Sie verschwinden aus den Fruchtfolgen und mit ihnen 
gehen auch die positiven Effekte für Böden, Tierernäh-
rung und Klima verloren.



Leguminosen sind wahre Alleskönner. Sie erhalten die 
Leistungsfähigkeit der Böden und sichern die Stickstoff-
versorgung für die Leguminose wie auch die Folgefrucht. 
 
Sie werden daher auch als Zwischenfrüchte zur Boden-
verbesserung genutzt. Sie tragen zu einer günstigeren 
Klimabilanz der Landwirtschaft bei. Es wird kein Lachgas 
emittiert. Außerdem verringern sich die Erzeugungs-
kosten für die Landwirte, weil weniger Energie und Geld 
zum Kauf von Düngemitteln aufgewendet werden muss.  
 
Leguminosen sind auch von herausragender Bedeutung 
für die menschliche und die tierische Ernährung. Durch 
die Aufnahme und Umwandlung von Luftstickstoff sind 
Leguminosen wertvoll für die Ernährung.

Trotz all dieser Vorteile werden Sojabohnen stattdessen 
aus Südamerika nach Europa gebracht. Durch die Trans-
porte entstehen unnötige klimaschädliche Emissionen.  
 
Außerdem wird in Südamerika zu einer Intensivierung 
der Landwirtschaft, zu Monokulturen und zur Belas-
tung der Umwelt nicht zuletzt durch einen intensiven 
Einsatz von Glyphosat bei gentechnisch veränderten 
Sojapflanzen beigetragen. Die industrielle Landwirtschaft 
verzichtet auf die positiven Effekte von Leguminosen auf 
den Äckern hierzulande und holzt stattdessen wertvolle 
Regenwälder ab. Einmalige Naturräume werden unwie-
derbringlich zerstört.
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Wissen was drin ist - 
Klasse statt Masse
 
Tiere sind fühlende Lebewesen. Diese Ansicht teilen 
alle EU-Mitgliedsstaaten (Lissabon-Vertrag, 2007). 89 
Prozent der Verbraucherinnen und Verbraucher wollen 
Lebensmittel kaufen, die aus tiergerechter Haltung stam-
men (Umfrage des Bundesministeriums für Ernährung 
und Landwirtschaft, 2012). Nur für Bioprodukte und Eier 
gibt es derzeit eine verpflichtende Kennzeichnung zu den 
Haltungsbedingungen der Tiere. 

Für alle anderen tierischen Produkte gibt es Marketing-
maßnahmen, die den Verbraucherinnen und Verbrau-

Unsere Forderungen:

•	 Ersetzen der Sojaimporte aus Übersee und eines 
Teil der Maissilage durch verstärkten Anbau von 
einheimischen Leguminosen.

•	 Integration der Leguminosen in mehrgliedrige 
Fruchtfolgen. Sie tragen zur Artenvielfalt auf dem 
Acker bei und Schädlinge können sich nicht mehr so 
stark vermehren.

•	 Förderung der emissionsarmen und umweltscho-
nenden Stickstoffdüngung durch den Anbau von 
Leguminosen auch als Hauptkultur, also über die ge-
samte Vegetationsperiode, über Finanzierung durch 
EU-Mittel.

•	 Forschung an  einheimischen Leguminosen, um sie 
gegen die Folgen des Klimawandels fit zu machen 
und den Landwirten eine verlässliche Ernte zu ge-
währleisten.

•	 Fördermaßnahmen für Anbau und Vermarktung 
von Leguminosen im Landwirtschaftshaushalt von 
Sachsen-Anhalt.
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chern vorgaukeln, das Schnitzel im Einkaufswagen hätte 
vorher als Schwein glücklich auf einer Wiese im Sonnen-
schein gelegen. Derzeit gibt es keine verlässliche und 
differenzierte Kennzeichnung von Tierschutzkriterien auf  
Lebensmitteln (Verbraucherzentrale Sachsen-Anhalt, 
2012). 

Verbraucherinnen und Verbraucher können also nicht frei 
entscheiden und Lebensmittel kaufen, die aus artge-
rechter Haltung stammen. Als Kaufkriterium bleibt nur 
der Preis. Dagegen würde eine verpflichtende Hal-
tungsangabe die Information der Verbraucherinnen und 
Verbraucher verbessern. Dadurch würden sie in ihrer Ent-
scheidungs- und Handlungsfähigkeit gestärkt. Sie hätten 
eine echte Wahlmöglichkeit und könnten ihr Geld für ein 
tiergerechtes Produkt ausgeben. 

Beispielgebend ist die im Jahr 2004 eingeführte Eier-
kennzeichnung. Kurze Zeit später wurden Frischeier aus 
Käfighaltung nicht mehr angeboten.

Unsere Forderungen:

•	 Einführung einer umfassenden Tierhaltungskenn-
zeichnung für alle Lebensmittel, damit die Konsu-
menten auf einen Blick erkennen können, wie die 
Tiere gehalten wurden.

•	 Aufklärungskampagne zu den gesundheitlichen, 
sozialen und ökologischen Folgen massiven Fleisch-
konsums und den Möglichkeiten nachhaltigerer 
Ernährung.



www.gruene-fraktion-sachsen-anhalt.de
www.facebook.com/GrueneFraktionLSA
www.youtube.com/user/GrueneFraktionLSA  
www.flickr.com/photos/GrueneFraktionLSA 
 
Newsletter abonnieren: www.gruenlink.de/rs1 

Verantwortlicher (V.i.S.d.P.): Udo Mechenich 
Fotonachweise: S. 1 Stefan Schwarz (Pixelio.de), Marco2811 (Fotolia.com)  
S. 2/S. 3 Nico Lubaczowski (Pixelio.de), S. 4 Peter Smola (Pixelio.de),  
S. 5 alpenveilchen (Photocase.com), S. 6 Patrick Poendl (Fotolia.com),  
S.9 Esa (Picasa.com), S.10 Peter Hermes Furian (Fotolia.com),  
S.15 Susann Städter (Photocase.com), S.16/S.17 ksena32 (Fotolia.com) 
 
Diese Veröffentlichung dient der Information über unsere  
parlamentarischen Initiativen.  
Sie darf nicht zu Wahlkampfzwecken verwendet werden.

Stand: Juli 2014

Dorothea Frederking 
Agrarpolitische Sprecherin 
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